
Regierung prüft ein landeseigenes Hospiz 
Trotz mehrerer Anläufe ist das Anliegen bisher auf taube Ohren gestossen – ein politischer Vorstoss der VU hat dies nun geändert. 

Desirée Vogt 
 
In Liechtenstein wird unbestrit-
ten auch in den Alters- und Pfle-
geheimen und dem Landesspi-
tal eine gute, fachliche pallia -
tive Pflege ermöglicht. Doch es 
gibt eine Versorgungslücke. 
Und die betrifft jüngere Men-
schen, die unheilbar krank sind. 
Sie sind in einem Altersheim 
nicht richtig aufgehoben. Und 
auch trotz des wichtigen und 
professionellen Angebots der 
Spitex kann zu Hause nicht im-
mer eine fachlich professionelle 
Rundumbetreuung ermöglicht 
werden. Als letzte Möglichkeit 
kann nur auf ein Hospiz im an-
grenzenden Ausland ausgewi-
chen werden. Das soll sich än-
dern. Der Landtag hat ein ent-
sprechendes Postulat an die 
Regierung überwiesen. Sie soll 
nun Grundlagen erarbeiten und 
dem Landtag einen Vorschlag 
unterbreiten, wie ein Hospiz in 
Liechtenstein geschaffen wer-
den kann. 

«Schon viele hätten sich 
das gewünscht …» 
«Immer wieder werden uns 
Fälle von Betroffenen bekannt, 
die ihren letzten Lebensweg im 
Ausland angehen müssen. So 
war es leider auch kürzlich bei 

Rainer Ritter. Gott hab ihn se-
lig», machte der VU-Abgeord-
nete Mario Wohlwend auf den 
ehemaligen Wirtschaftskam-
mer-Präsidenten aufmerksam, 
der diesen Umstand im letzten 
Abschnitt seines Lebens eben-
falls bedauert hat. Einmal mehr 
zeigte sich: Personen jüngeren 
und mittleren Alters, die sich im 

palliativen Stadium einer 
Krankheit befinden, und  Perso-
nen, welche nicht nur situativ 
auf medizinische Hilfe ange-
wiesen sind, sind auf die Pallia-
tivstationen ausländischer Spi-
täler, auf den palliativen Brü-
ckendienst der benachbarten 
Schweizer Kantone oder eben 
auf Hospizbetten der umliegen-

den Hospizeinrichtungen in 
Werdenberg, Maienfeld oder 
im Hospiz am See in Bregenz 
angewiesen. «Da fragt man 
sich als Laie, die wir Parlamen-
tarier sind, zwangsläufig, wa-
rum es für solche Fälle nicht ein 
Angebot im Inland gibt», so 
Wohlwend. 

Dass diese Frage mehr als 

berechtigt ist, daran liessen die 
Abgeordneten aller Parteien 
keinen Zweifel. Einzig die Fra-
ge, wo das neue Hospiz ange-
siedelt werden soll oder kann, 
darüber scheiden sich die Geis-
ter. Die VU schlägt im Postulat 
nämlich vor, dieses allenfalls 
beim Neubau des Landesspitals 
zu berücksichtigen. Doch nicht 
nur Johannes Kaiser (FTP) 
kann sich das nicht vorstellen. 
«Dieses Hospiz muss nicht im 
Landesspital angegliedert wer-
den. Ich kann mir vorstellen, 
dass die Spitalatmosphäre nicht 
die geeignete ist für ein Hos-
piz.» VU-Fraktionssprecher 
Manfred Kaufmann betonte 
deshalb mehrfach, dass die VU 
offen dafür sei, wo ein Hospiz 
im Falle einer Realisierung zu 
stehen käme – auch wenn sie im 
Postulatstext eine mögliche An-
gliederung im Spitalneubau 
auf geführt habe. 

«Letzte Lebensphase in 
vertrauter Umgebung» 
«Es ist uns natürlich nicht ent-
gangen, dass die LAK seit 
Januar 2018 als erster Pflege-
heimverbund in Liechtenstein 
und der Schweiz über das Label 
Qualität in Palliative Care für 
den Bereich der allgemeinen 
Palliative Care verfügt», war es 

Mario Wohlwend wichtig zu be-
tonen. Die LAK würden damit 
in diesem Bereich zusammen 
mit der Lebenshilfe in Balzers 
unbestritten ein wichtiges Auf-
fangnetz in ihrem Bereich bie-
ten. Doch Gespräche mit Akteu-
ren, die sich mit Hospizarbeit in 
Liechtenstein beschäftigten, 
hätten wissen lassen, dass es 
durchaus ein Bedürfnis für ein 
Hospiz im Land gebe, bisherige 
Forderungen aber immer ab -
geblockt worden seien. «Das 
Thema ist offensichtlich nicht 
so in der Politik angekommen, 
wie es wünschenswert wäre», 
so Wohlwend. Dies sei auch der 
Grund, warum sich die VU für 
diesen politischen Vorstoss ent-
schieden habe.  

«Ein Hospizbett in Liech-
tenstein gäbe der betroffenen 
Person und ihrem unmittelba-
ren Umfeld nämlich die Mög-
lichkeit, die kurze verbleibende 
letzte Lebensphase in vertrauter 
Umgebung unweit von zu 
Hause gemeinsam gehen zu 
können.» Vielfach würden zu-
dem auch die Kosten für ein 
Hospiz, welche die Patienten 
heute selbst tragen müssten, 
unterschätzt. «Es entstehen 
nicht unerhebliche Kosten für 
das Hospizbett im Ausland, die 
sie selbst zu tragen haben.»

Mario Wohlwend (VU) bat darum, das Anliegen endlich ernst zu nehmen. Bild: Daniel Schwendener

Zu «lebensfremd»: Beschränkung der 
Buswerbung gescheitert 
Der Antrag der Freien Liste, die Eignerstrategie der Liemobil anzupassen, wurde abgelehnt. 

Elias Quaderer 
 
Die Freie Liste sorgt sich um die 
Corporate Identity der Liemo-
bil. Mit einem Antrag wollte sie 
die Regierung beauftragten, die 
Eignerstrategie des Verkehrs-
betriebs in dem Sinne abzuän-
dern, dass die Aussenwerbung 
an den Bussen auf das Heck der 
Fahrzeuge beschränkt wird. 
Denn mit den immer grösseren 
Werbeaufdrucken auf den Li -
nienbussen gehe zunehmend 
der Wiedererkennungseffekt 
der Liemobil verloren. «Beson-
ders bei schlechter Witterung 
haben die Fahrgäste an der Hal-
testelle Mühe zu erkennen, ob 
es sich um einen Linienbus han-
delt oder um einen Bus eines 
privaten Reiseveranstalters», 
heisst es in der Begründung des 
FL-Antrags. Mit teilweise schril -
len Tönen versuchte die Freie 
Liste, an der gestrigen Land-
tagssitzung nochmals für ihr 
Anliegen zu werben. Georg 
Kaufmann meinte, dass die 
grossflächige Werbung das Cor-
porate Design «unmässig ver-
letzt». Die Erkennungsfarbe der 
Liemobil – «limegrün» – sei 
kaum mehr zu erkennen. «Wol-
len wir, dass ein öffentliches Un-
ternehmen daherkommt wie 
eine Farbfirma?», fragte Kauf-
mann in die Runde. 

Die Mehrheit des Landtages 
konnte der Argumentation der 
Freien Liste jedoch nicht viel ab-
gewinnen. So wies die Land-
tagsvizepräsidentin Gunilla 

Marxer-Kranz darauf hin, dass 
die Liemobil vergangenes Jahr 
283 000 Franken mit der Bus-
werbung einnahm – davon  
143 000 allein mit der Vollbe-
klebung. Wenn die Liemobil auf 
die grossflächige Werbung ver-
zichten würde, müsste sie die 
wegfallenden Einnahmen an-
derweitig kompensieren – ent-
weder durch höhere Ticketprei-
se oder einen höheren Landes-
beitrag. FBP-Fraktionssprecher 
Daniel Oehry fügte im gleichen 
Sinne an, dass eine Reduktion 
der Werbeeinnahmen kaum zu 
einer Qualitätssteigerung der 

Liemobil führe, während finan-
ziell das Werbeverbot ein Rück-
schritt wäre. 

Linienbus unerkenntlich? 
Unrealistisches Szenario 
Infrastrukturministerin Gra-
ziella Marok-Wachter verwarf 
gänzlich die Annahme der Frei-
en Liste, es bestehe wegen der 
Werbung Verwechslungsgefahr 
zwischen Reise- und Linienbus-
sen. Sie erklärte, dass Linien-
busse – im Gegensatz zu Reise-
bussen – mit einer Nummer 
und einem Fahrziel beschriftet 
sind sowie zu den entsprechen-

den Zeiten an den Haltestellen 
stehen bleiben. In der Regel in-
formieren sich auch die ÖV-
Nutzer über die Abfahrtszeiten. 
«Der Fall, dass ein Bus kommt, 
anhält und der Fahrgast den-
noch wegen der Werbung nicht 
einsteigt, erscheint mir lebens-
fremd.» Diese Ansicht teilte der 
Grossteil der Abgeordneten. 
Nur zehn Abgeordnete stimm-
ten dafür, den Antrag an die Re-
gierung zur Stellungnahme zu 
überweisen. Die Mehrheit von 
15 Abgeordneten war dagegen. 
Damit wurde der Antrag der 
Freien Liste obsolet.

Gunilla Marxer-Kranz fragte sich, wer für ausfallende Werbeerträge zahlen müsste. Bild: D. Schwendener
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DpL-Initiative scheitert  
wegen Giesskannenprinzip 
Die Idee, Einwohner im Rentenalter von der Franchise 
bei der Krankenkasse zu befreien, fand 10 Stimmen.  

Die beiden DpL-Abgeordneten 
Thomas Rehak und Herbert El-
kuch wollen mit einer Gesetzes-
initiative erreichen, dass für in 
Liechtenstein wohnhafte Rent-
ner die obligatorische Kosten-
beteiligung bei der Krankenkas-
se von 500 Franken pro Jahr 
entfällt. «Seit 2011 sind die 
Renten nicht mehr erhöht wor-
den, hingegen sind die Lebens-
haltungskosten gestiegen», be-
gründete Rehak den Vorstoss. 
Und wenn eine medizinische 
Versorgung benötigt werde, 
stelle die fixe Kostenbeteiligung 
von 500 Franken pro Jahr «für 
viele eine wesentliche finanziel-
le Belastung dar». Einer Erhö-
hung der AHV-Renten standen 
die beiden Abgeordneten bisher 
ablehnend gegenüber. Dies vor 
allem mit dem Argument des 
«Rentenexports». Mit dem ak-
tuellen Vorstoss würden nur 
Krankenversicherte in Liech-
tenstein profitieren. «Mit dieser 
Initiative werden zwar die Ren-
ten nicht erhöht, aber die Le-
benshaltungskosten für die 
Pen sionisten gesenkt.» 

«Alter nicht mit  
Bedürftigkeit gleichsetzen» 
Dass alle Rentner von dieser 
Entlastung profitieren, störte 
den VU-Abgeordneten Mario 
Wohlwend: «Alter ist nicht 
gleichzusetzen mit Bedürftig-
keit.» Er sehe den Handlungs-
bedarf durchaus, aber die Un-
terstützung müsse zielgerichtet 
erfolgen und nicht mit der 
Giesskanne. Dazu sei zunächst 

ein aktualisierter Armutsbericht 
nötig und anschliessend eine 
ganzheitliche Altersstrategie.  

Auch FBP-Fraktionsspre-
cher Daniel Oehry erklärte: 
«Ich will dort helfen, wo Not 
am Mann oder der Frau ist.» 
Zudem haben man mit den Prä-
mienverbilligung ein Instru-
ment für einkommensschwa-
che Personen, und dieses sei in 
der letzten Legislaturperiode 
noch massiv ausgebaut worden. 
Der Armutsbericht werde Klar-
heit schaffen, wo Hilfe benötigt 
werde. Auch Gesellschaftsmi-
nister Manuel Frick sprach sich 
gegen den Vorstoss aus: «Ich 
spreche mich gegen jede Giess-
kanne aus. Egal ob es grosse 
oder kleine sind.» Für den Vor-
stoss stimmten neben den Initi-
anten die FL-Fraktion , die FBP-
Abgeordneten Albert Frick, Jo-
hannes Kaiser und Wendelin 
Lampert sowie Markus Gstöhl 
und Manfred Kaufmann von 
der VU. (sap) 

Fand keine Mehrheit: Thomas 
Rehak (DpL). Bild: D. Schwendener


